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Kleine Anfrage 8553 
 
der Abgeordneten Enxhi Seli-Zacharias und Markus Wagner   AfD 
 
 
Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz, Sinan Selen, warnt vor 
Unterwanderung deutscher Institutionen durch Islamisten – Welche Erkenntnisse 
liegen der Landesregierung zur Situation in NRW vor? 
 
 
Wie durch einen Artikel der BILD bekannt wurde, soll Sinan Selen, der Präsident des 
Bundesamts für Verfassungsschutz, vor langfristigen Einflussversuchen islamistischer 
Organisationen auf Politik und Gesellschaft in Deutschland gewarnt haben. Im Mittelpunkt 
seiner Warnung steht die Muslimbruderschaft. Selen argumentiert, dass islamistische 
Netzwerke – insbesondere die Muslimbruderschaft – nach Einschätzung des 
Verfassungsschutzes nicht durch Gewalt, sondern durch langfristige, legale Einflussnahme 
auf Politiker, Institutionen und gesellschaftliche Akteure versuchen könnten, ihre politischen 
und religiösen Vorstellungen schrittweise stärker in Deutschland zu verankern.1 
 
Interessant sind dabei Widersprüche zu vorherigen Aussagen. Einerseits habe die 
Bundesregierung erklärt, ihr liegen keine Erkenntnisse über eine gezielte Unterwanderung der 
Bundestagsparteien vor. Andererseits verweigere sie detaillierte Auskünfte zu Aktivitäten der 
Muslimbruderschaft mit Verweis auf den Schutz nachrichtendienstlicher Erkenntnisse. Diese 
Gegensätze stellen ein erklärungsbedürftiges Spannungsverhältnis dar.  
 
Im Artikel der BILD werden fünf wesentliche Kernaussagen herausgestellt: 
 
1. Die Gefahr wird (momentan) nicht primär in Gewalt gesehen, sondern in einer 

langfristigen Einflussnahme. Die Muslimbruderschaft würden ihre Ziele überwiegend mit 
legalen und gesellschaftlichen Mitteln verfolgen. Statt auf Terror oder offene 
Konfrontation zu setzen, versuchten sie über Jahre und Jahrzehnte hinweg politischen 
und gesellschaftlichen Einfluss aufzubauen. 

 
2. Das Ziel der Muslimbruderschaft sei eine schrittweise Veränderung der Gesellschaft. 

Der Verfassungsschutzchef soll erklärt haben, dass islamistische Akteure letztlich eine 
stärker an islamischen Normen orientierte Gesellschaft anstreben. Dabei würden sie 
sich innerhalb der geltenden Gesetze bewegen, solange diese ihren langfristigen Zielen 
nicht entgegenstehen und diese mit der Scharia vereinbar seien. 

 
3. Politiker und Institutionen sollen gezielt angesprochen werden. Laut dem Bericht 

knüpfen Organisationen aus dem Umfeld der Muslimbruderschaft Kontakte zu Politikern, 
Verbänden und gesellschaftlichen Akteuren. Über Einladungen, Veranstaltungen und 

 
1 https://www.bild.de/politik/inland/bild-exklusiv-verfassungsschutz-chef-warnt-vor-unterwanderung-

durch-islamisten-6a1fd680aa3fa782d146fea2  
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persönliche Netzwerke versuchten sie, Vertrauen aufzubauen und ihre Positionen in 
politische Entscheidungsprozesse einzubringen. 
 

4. Es bestehe die Gefahr unbeabsichtigter Zusammenarbeit. Sicherheitsbehörden 
befürchten dem Artikel zufolge, dass manche Politiker nicht erkennen, mit wem sie in 
Kontakt stehen. Dadurch könnten Personen oder Organisationen mit islamistischem 
Hintergrund Zugang zu politischen Entscheidungsträgern erhalten, ohne dass deren 
ideologische Ausrichtung ausreichend bekannt ist. 

 
5. Besonders Parteien des linken Spektrums werden als anfällig dargestellt. Der Artikel 

berichtet, dass Sicherheitskreise Parteien links der politischen Mitte für vergleichsweise 
offen gegenüber entsprechenden Kontakten halten. Als Gründe werden mangelnde 
Kenntnisse islamistischer Strukturen oder ein sehr weit gefasstes Verständnis von 
Toleranz genannt.   

 
 
Wir fragen daher die Landesregierung:  
 

1. Welche Landesbehörden, landeseigenen Einrichtungen oder durch das Land 
geförderten Institutionen unterhalten Kontakte zu Organisationen, die vom 
Verfassungsschutz dem Spektrum der Muslimbruderschaft zugerechnet werden? 

 
2. Welche Maßnahmen hat die Landesregierung in der Vergangenheit ergriffen, um 

Beschäftigte der Landesverwaltung und Mandatsträger für Einflussstrategien des 
legalistischen Islamismus zu sensibilisieren? 

 
3. Wie bewertet die Landesregierung die Gefahr einer Einflussnahme durch legalistisch-

islamistische Organisationen auf politische und gesellschaftliche Institutionen im Land? 
 
4. Welche Informationen liegen der Landesregierung hierbei bezüglich einer 

Unterwanderung der in den Parlamenten vertretenen linken Parteien, also insbesondere 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Der Linken, vor? 

 
5. Welche Schlussfolgerungen zieht die Landesregierung ganz allgemein aus den jüngsten 

Warnungen des Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz hinsichtlich 
möglicher Einflussversuche islamistischer Organisationen auf staatliche und 
gesellschaftliche Institutionen?  

 
 
 
Enxhi Seli-Zacharias 
Markus Wagner 
 
 


